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die Gewerbesteuersenkung 

Bezug : Entschließung des Deutschen Bundestages in der 
158, Sitzung am 5. Juli 1956 
- Umdruck 728, Drucksachen 2088, 2584, 3060 - 


Aus den inzwischen eingegangenen Mitteilungen der Länder ergibt 
sich zur Zeit folgender Sachstand: 

Nordrhein -Westfalen 

Der Landtag von Nordrhein -Westfalen hat Einzelerstattungen des 
Ausfalls an Gewerbessteuer nicht für zweckmäßig gehalten. Der Herr 
Finanzminister des Landes Nordrhein- Westfalen hat daher von der 
angeregten Feststellung der Ausfälle bei den einzelnen Gemeinden 
abgesehen. Das Land hat im Finanzausgleichsgestz allgemeine Maß- 
nahmen zugunsten der in erster Linie betroffenen Gemeinden (z. B. 
Erhöhung der Ausgangsmeßzahl für einzelne Gemeindegruppen und 
Erhöhung der sogenannten Sockel garantie bei gleichzeitiger Erhöhung 
der Schlüsselmaße) vorgesehen. Die Maßnahmen reichen nach der 
Auffassung des Herrn Finanzministers des Landes Nordrhein- West- 
falen voraussichtlich aus, die Folgen der Steuersenkung mehr als aus- 
zugleichen. Sollten gleichwohl einige Gemeinden durch die Steuer- 
senkung in Schwierigkeiten geraten, so steht für diese Sonderfälle 
der Ausgleichs stock bereit. 

Bayern 

Die Ermittlungen über die Höhe des Gewerbesteuerausfalls sind im 
Lande Bayern noch nicht abgeschlossen. Hinsichtlich des Ausgleidis 
der Gewerbesteuerausfälle ist folgende Lösung vorgesehen: 

Soweit Gewerbesteuer ausfälle für die betroffenen Gemeinden finan- 
ziell untragbar sind und von ihnen nicht ausgeglichen werden können 
- sei es auf Grund zumutbarer Hebesatzanspannungen, Einführung 
der Mindestgewerbesteuer nach § 17 a GewStG oder auf Grund 
von Erhöhungen der Schlüsselzuweisungen ist vorgesehen, einen 
Teil dieser Ausfälle in Form von Bedarfszuweisungen auszugleichen. 
Ein Rechtsanspruch auf Erstattung solcher Ausfälle soll nicht einge- 
räumt werden. Die besonderen Richtlinien für die Durchführung des 
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Ausgleichs sollen im Benehmen mit den komunalen Spitzenverbänden 
erlassen werden. Die erforderlichen Mittel sind im Staatshaushalt 1957 
durch eine Erhöhung des Bedarfszuweisungsansatzes von 1,5 Mio DM 
auf insgeamt 10 Mio DM bereitgestellt. Diese Lösung ist als Über- 
gangsregelung gedacht bis zu dem Zeitpunkt, zu dem sich die Ge- 
werbesteuerausfälle bei den für die Berechnung der Schlüsselzuwei- 
sungen maßgeblichen Realsteuerkraftzahlen niederschlagen. 

Daneben sind im Zusammenhang mit der Einführung des Steuerver- 
bundes Maßnahmen in Aussicht genommen, die zu einer fühlbaren 
Erhöhung der Schlüsselzuweisungen der steuerschwachen Gemeinden 
und Landkreise führen werden. 

Baden -Württemberg 

Die Landesregierung hat durch die Finanzämter des Landes auf der 
Grundlage der Ergebnisse der unlängst abgeschlossenen Gewerbesteuer- 
Veranlagung für den Erhebungszeitraum (Kalenderjahr) 1954 berech- 
nen lassen, um wieviel sich für jede einzelne Gemeinde die Summe 
der Gewerbesteuermeßbeträge und -Zerlegungsanteile für 1954 ver- 
mindert hätte, wenn das Gesetz vom 5. Oktober 1956 (BGBl. I S. 796) 
schon für 1954 gegolten hatte. Dabei wurde im Hinblick auf § 17 a 
des Gewerbesteuergesetzes bei einem Gewerbeertrag von 2 700 DM 
oder weniger der verminderte (fiktive) Meßbetrag nach dem Gewerbe- 
ertrag unter Zugrundelegung eines Durchschnitts -Hebesatzes von 
300 V. H. durchweg mit 4 DM an gesetzt. 

Die Berechnungen sind teils total, teils repräsentativ durchgeführt 
worden. Hierbei ist der Gesamtausfall der Gemeinden des Landes 
Baden- Württemberg an Gewerbesteuer auf 51 520 684 DM errech- 
net worden, der sich wie folgt auf die einzelnen Gemeindegrößen- 
klassen aufgegliedert: 

Verlust an Gewerbesteuer 


Größenklasse 

in DM 

in v.H. 
der Ge- 
werbe- 
steuer 

in v.H. der 
allgemei- 
nen Dek- 
kungs- 
mittel 

bis 1 000 Einwohner 

2960017 

19,42 

3,15 

1001 bis 2000 Einwohner 

4 551320 

18,66 

5,04 

2001 bis 3 000 Einwohner 

3 309469 

14,43 

6,04 

3001 bis 20000 Einwohner 

15582546 

11,36 

6,08 

20 00 1 bis 1 00 000 Einwohner 

10 789604 

8,96 

5,47 

100001 und mehr Einwohner 

14 327728 

9,37 

5,04 

insgesamt 

51 520684 

10,98 

5,27 


Die Frage der Außgleichsmaßnahmen ist im Lande Baden -Württem- 
berg noch nicht entschieden. 

Niedersachsen 

Die Landesregierung hat bei verschiedenen Gelegenheiten, insbeson- 
dere in der Begründung zum Entwurf des Finanzausgleichsgesetzes 
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(Landtagsdrucksadie Nr. 496), ihre grundsätzliche Bereitschaft erklärt, 
den von der Gewerbesteuersenkung besonders betroffenen Gemein- 
den zu helfen; sie hat daher auch in den Entwurf des Landeshaus- 
haltsplaijs 1957 einen Leertitel für Ausgleichsmaßnahmen infolge 
Senkung der Gewerbesteuer auf genommen. 

Der Gewerbesteuerausfall bei sämtlichen Gemeinden ist auf der Grund- 
lage der Gewerbesteuermeßbeträge für den Erhebungszeitraum 1955 
auf 38,5 Mio DM oder 12,5 v. H. des Gewerbesteuersolls 1955 (ohne 
Nachzahlung) erredinet; davon entfallen auf die kreisfreien Städte 
13,4 Mio DM oder 9,1 v. H. und auf die kreisangehörigen Gemein- 
den 25,1 Mio DM oder 15,7 v. H. des Gewerbestcuersolls 1955. 
Die Feststellung des Gewerbesteuerausfalls der einzelnen Gemeinden 
durch die Finanzämter des Landes Niedersadisen ist noch nicht abge- 
schlossen. Vorher kann die Landesregierung das zur Regelung der 
Ausgleichsmaßnahmen erforderliche Gesetz nicht einbringen. 

Hessen 

Die Ermittlungen über die Auswirkung der Gewerbcsteuersenkung 
im Lande Flessen sind noch nicht abgeschlossen. Zum Ausgleich un- 
zumutbarer Ausfälle an Gewerbesteuer bei einzelnen Gemeinden stehen 
innerhalb des Steuerverbundes Mittel des Landesausgleichsstocks zur 
Verfügung. Darüber hinaus ist im Landeshaushaltsplan 1957 für die- 
sen Zweck außerhalb des Steuerverbundes ein Betrag von 2,5 Mio DM 
vorgesehen. 

Rheinland -Pfalz 

Im Lande Rheinland -Pfalz ist eine Erhebung über den voraussicht- 
lichen Ausfall, den die Gemeinden durch Senkung der Gewerbesteuer 
erleiden, nicht durch geführt worden. Der Ausfall, den die Gemein- 
den durch Senkung der Gewerbesteuer erleiden, wird auf 10 bis 
13 Mio DM geschätzt. 

Das Land Rheinland -Pfalz ist bereit, in unzumutbaren Härtefällen 
den Gewerbesteuerausfall insoweit zu ersetzen, als das Aufkommen 
in 1957 gegenüber dem Aufkommen 1956 um mehr als 10 v. H. 
zurückbleibt. Für diesen Zweck sind im Landeshaushalt 1957 bereits 
Mittel in Höhe von 3,5 Mio DM zur Verfügung gestellt. 

Schleswig - Holstein 

Nach den Feststellungen der Finanzämter des Landes Schleswig -Hol- 
stein ergibt sich ein Gcwerbesteuerausfall in Höhe von 12,8 Mio DM, 
der sida allerdings im Rechnungsjahr 1957 erst gering auswirken 
wird. Die Frage der Ausgleichsmaßnahmen ist im Lande Schleswig- 
Holstein noch nicht entschieden. 

Ich werde dem Deutschen Bundestag über das Ergebnis der Erhe- 
bungen in den Ländern und über die bis dahin von den Ländern 
beschlossenen Maßnahmen bis Ende Dezember 1957 weiter berichten. 


Schaffer 



